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Entscheidungsdatum

17.05.2016
Norm

AsylG 2005 825 Abs1 73

AsylG 2005 85 Abs1

B-VG Art.133 Abs4

. AsylG 2005 § 25 heute

AsylG 2005 § 25 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 25 gultig von 20.07.2015 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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AsylG 2005 § 5 heute

AsylG 2005 § 5 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 5 glltig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 §& 5 giltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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W161 2125150-1/6E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Monika LASSMANN (Uber die Beschwerde von XXXX, geb.
XXXX, StA. Armenien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und Asyl vom 24.03.2016, ZI.
108894550/151441997, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Monika LASSMANN
Uber die Beschwerde von réomisch 40 , geb. romisch 40 , StA. Armenien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom 24.03.2016, ZI. 108894550/151441997, beschlossen:

A)

Der Antrag auf internationalen Schutz wird gemafl3 8 25 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 als gegenstandslos abgelegt.Der Antrag
auf internationalen Schutz wird gemal3 Paragraph 25, Absatz eins, Ziffer 3, AsylG 2005 als gegenstandslos abgelegt.

B)

Die ordentliche Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie ordentliche Revision ist gemald Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

Die beschwerdefiihrende Partei, ein Staatsangehoriger von Armenien, stellte am 27.09.2015 den gegenstandlichen
Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich.

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde I. der Antrag der beschwerdefiihrenden Partei auf internationalen Schutz
gemal § 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurlickgewiesen und ausgesprochen, dass Italien gemafd Art. 18 Abs. 1 lit. b
Dublin Ill-Verordnung fur die Prifung dieses Antrages zustandig ist, sowie Il. gegen die beschwerdefihrende Partei
gemall 8 61 Abs. 1 FPG die die AulRerlandesbringung angeordnet und festgestellt, dass demzufolge die Abschiebung
der beschwerdefihrenden Partei nach Italien gemalR 8 61 Abs. 2 FPG zuldssig ist.Mit dem angefochtenen Bescheid
wurde romisch eins. der Antrag der beschwerdefiihrenden Partei auf internationalen Schutz gemald Paragraph 5,
Absatz eins, AsylG 2005 als unzuldssig zurtickgewiesen und ausgesprochen, dass Italien gemal? Artikel 18, Absatz eins,
Litera b, Dublin Ill-Verordnung fur die Prifung dieses Antrages zustandig ist, sowie romisch zwei. gegen die
beschwerdeflihrende Partei gemall Paragraph 61, Absatz eins, FPG die die Aullerlandesbringung angeordnet und
festgestellt, dass demzufolge die Abschiebung der beschwerdeflihrenden Partei nach Italien gemaR Paragraph 61,
Absatz 2, FPG zulassig ist.

Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde eingebracht.

Mit Schreiben der IOM - International Organization for Migration vom 29.04.2016 wurde mitgeteilt, dass die
beschwerdeflihrende Partei am 28.04.2016 freiwillig unter Gewahrung von Ruckkehrhilfe aus dem Bundesgebiet

ausgereist und in den Herkunftsstaat zurtickgekehrt ist.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die beschwerdefilhrende Partei stellte am 27.09.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich, tber
welchen mit Bescheid des Bundesamtes vom 24.03.2016 entschieden wurde.

Wahrend des Beschwerdeverfahrens reiste die beschwerdefihrende Partei am 28.04.2016 freiwillig aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet in den Herkunftsstaat aus.

2. Beweiswurdigung:

Diese Feststellungen ergeben sich zweifelsfrei aus den Akten des Bundesamtes und des Bundesverwaltungsgerichtes.
3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A) Gegenstandslosigkeit:

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
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Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 28, Absatz eins, VwWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

831 Abs. 1 VWGVG lautet:Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG lautet:
"Soweit nicht ein Erkenntnis zu féllen ist, erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss."

GemalR § 25 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist ein Antrag auf internationalen Schutz mit der Ausreise als gegenstandslos
abzulegen, wenn der Fremde freiwillig in den Herkunftsstaat abreist.GemaR Paragraph 25, Absatz eins, Ziffer 3, AsylG
2005 ist ein Antrag auf internationalen Schutz mit der Ausreise als gegenstandslos abzulegen, wenn der Fremde
freiwillig in den Herkunftsstaat abreist.

Im vorliegenden Fall ist die beschwerdefihrende Partei am 28.04.2016 freiwillig aus dem Bundesgebiet ausgereist und
in den Herkunftsstaat zurtickgekehrt, weshalb der Antrag auf internationalen Schutz mit diesem Zeitpunkt als
gegenstandslos abzulegen war.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBI. | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zuldssig, wenn sie von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu l6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 51 aus 2012, ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der Lésung
einer Rechtsfrage abhéngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht
von der Lésung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Denn das Bundesverwaltungsgericht konnte
sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine stéandige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine
ohnehin klare Rechtslage stiitzen.Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Denn
das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stiitzen.
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